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ZUSAMMENFASSUNG 

Das geltende Finanzierungsmodell der Finanzmarktaufsicht (FMA) wurde im De-
zember 2011 vom Landtag genehmigt und trat per 1. Februar 2012 in Kraft. Das 
Finanzierungsmodell wurde in der Folge von mehreren Finanzintermediären auf 
dem ordentlichen Rechtsweg und über alle Instanzen hinweg angefochten.  

In einem Aufsichtsverfahren entschied der Verwaltungsgerichtshof (VGH) am 22. 
März 2012 (VGH 2012/025, VGH 2011/148a und VGH 2011/148b), dass die Ge-
bührentatbestände des auf Art. 30 des Gesetzes über die Finanzmarktaufsicht 
(FMAG) gestützten Anhangs abschliessend aufgezählt seien. Weiters führte der 
VGH aus, dass Gebühren für Verfügungen in Aufsichtsverfahren durch die Auf-
sichtsabgabe abgegolten seien. Folglich sei es nicht möglich, Gebühren für andere 
als im Anhang aufgelistete Tatbestände zu verrechnen. 

In einem Beschwerdeverfahren betreffend das Finanzierungsmodell nach Art. 
30a ff. FMAG bezüglich der Frage, ob ein Rechtsanwalt die von der FMA erhobene 
Grundabgabe zu leisten habe, entschied der Staatsgerichtshof (StGH) am 3. Sep-
tember 2012 (StGH 2012/83) auf Antrag zur Normprüfung des VGH, dass dies 
nicht der Fall sei. Der StGH führte aus, dass der Abgabentatbestand, der Kreis der 
Abgabepflichtigen und die Bemessung der Abgabe hinreichend bestimmt in ei-
nem Gesetz im formellen Sinn geregelt werden müsse. Der StGH führte weiter 
aus, dass die Höhe der Grundabgabe und damit die konkrete Abgabenlast für die 
Betroffenen im gegenständlichen Finanzierungsmodell nicht aus dem Gesetzes-
text, sondern aus der Verordnung (Art. 16 Abs. 1 Bst. b der Verordnung über die 
Erhebung von Aufsichtsabgaben und Gebühren nach dem Finanzmarktaufsichts-
gesetz (FMA-AGV)) ersichtlich sei. Deshalb hob der StGH Art. 30a Abs. 2 Bst. d 
FMAG wegen Verfassungswidrigkeit und Art. 16 Abs. 1 Bst. b FMA-AGV wegen 
Verfassungs- und Gesetzeswidrigkeit mit Inkrafttreten am 1. Juli 2013 auf. Inner-
halb dieser Frist sei es dem Gesetzgeber zumutbar, die FMA-Gesetzgebung bezüg-
lich Aufsichtsabgaben zu revidieren.  

Die Finanzierung der FMA ist durch diese Urteile nicht mehr gesichert. Mit der 
Aufhebung von Art. 30a Abs. 2 Bst. d FMAG und Art. 16 Abs. 1 Bst. b FMA-AGV 
gilt der Aufsichtsbereich „Andere Finanzintermediäre“ (AFI) nicht mehr als Auf-
sichtsbereich, für den die FMA nach Art. 30a Abs. 1 FMAG eine Aufsichtsabgabe 
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verlangen kann. Der Bereich AFI beaufsichtigt Treuhänder und Treuhandgesell-
schaften, Träger einer Berechtigung nach Art. 180a PGR, Rechtsanwälte, Wirt-
schaftsprüfer und Revisionsgesellschaften sowie Personen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. 
f, p bis u des Gesetzes über berufliche Sorgfaltspflichten zur Bekämpfung von 
Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung (SPG). 
Durch die Entscheidung des VGH, dass die Gebührentatbestände des auf Art. 30 
FMAG gestützten Anhangs abschliessend aufgezählt seien, ist eine Gebührenver-
rechnung für nicht im Anhang aufgelistete Tatbestände nicht möglich. Damit 
entgehen der FMA nicht nur erhebliche Gebühreneinnahmen, sondern es wird 
auch eine verursachergerechte Weiterverrechnung von entstandenen Aufwänden 
verunmöglicht. 

Ziel dieser Vorlage ist daher, diese Schwachstellen in der geltenden Fassung des 
FMAG innert der vom StGH eingeräumten Frist (1. Juli 2013) zu beheben. 

Zusätzlich soll Art. 5 FMAG um einen Absatz 5 erweitert werden, welcher der FMA 
die notwendigen Kompetenzen verleiht, um den Anforderungen der Europäischen 
Aufsichtsbehörden nachzukommen. Im Rahmen der EWR-Mitgliedschaft ist die 
FMA in dieses Aufsichtssystem als Beobachter integriert, ist jedoch angehalten, 
sich stärker an den Tätigkeiten der Europäischen Aufsichtsbehörden zu beteiligen 
und den Anforderungen zur Umsetzung der Leitlinien, Empfehlungen und Stan-
dards zur Vermeidung regulatorischer Arbitrage nachzukommen. Dies ist vor al-
lem auch notwendig, um den Zugang Liechtensteins zum europäischen Markt zu 
gewährleisten. Dazu benötigt die FMA eine entsprechende Kompetenz im FMAG. 

ZUSTÄNDIGES RESSORT 

Ressort Finanzen 

BETROFFENE BEHÖRDE 

Finanzmarktaufsicht  
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Vaduz, 18. Dezember 2012 

RA 2012/2534 

 

1. AUSGANGSLAGE 

1.1 Bestehendes Finanzierungsmodell der FMA 

Die Finanzierung der FMA ist in den Art. 28 bis 31 FMAG geregelt. Das Finanzie-

rungsmodell der FMA in seiner jetzigen Fassung wurde im Dezember 2011 vom 

Landtag genehmigt und trat per 1. Februar 2012 in Kraft. Es sieht vor, dass sich 

die FMA über einen Beitrag des Landes, die Aufsichtsabgaben und Gebühren 

sowie den Erträgen aus der Erbringung von Dienstleistungen finanziert. Die Kos-

ten der FMA werden somit grundsätzlich vom Land und von den beaufsichtigten 

Finanzintermediären getragen; die Erträge aus der Erbringung von Dienstleistun-

gen sind betragsmässig vernachlässigbar.  

Hierbei leistet das Land einen fixen jährlichen Beitrag, während die Finanzinter-

mediäre den variablen Teil bis maximal 10 Millionen Franken tragen. Der Beitrag 

des Landes betrug 10.7 Millionen Franken im Jahr 2010 und sinkt in den Folge-

jahren jährlich bis zu einem Endbetrag von 8 Millionen Franken ab 2013 (vgl. Art. 

29 FMAG).  

Die von den Finanzintermediären zu leistenden Aufsichtsabgaben setzen sich aus 

einer fixen Grundabgabe und einer variablen Zusatzabgabe zusammen. Die Höhe 

der Grundabgabe pro Finanzintermediärskategorie wie auch der Verteilungs-

schlüssel für die variable Zusatzabgabe ergeben sich in der momentanen Ausge-

staltung des Finanzierungsmodells im Detail aus der FMA-AGV. 
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Die Höhe der einzelnen Gebührensätze für die diversen Aufsichtsverfahren und 

Dienstleistungen der FMA ergibt sich aus dem auf Art. 30 FMAG gestützten An-

hang („Gebührensätze“). 

1.2 Rechtliche Schwachstellen des bestehenden Modells  

Gemäss Urteil des VGH vom 22. März 2012 (VGH 2012/025) enthält der auf Art. 

30 FMAG gestützte Anhang („Gebührensätze“) eine taxative Auflistung. Folglich 

darf die FMA keine Gebühren für andere als im Anhang explizit aufgelistete Ver-

fügungen, Aufsichtsverfahren und Dienstleistungen verrechnen. 

Anlässlich der Prüfung eines Normprüfungsantrages des VGH bezüglich der Fra-

ge, ob ein Rechtsanwalt die von der FMA erhobene Grundabgabe zu leisten ha-

be, entschied der StGH am 3. September 2012, dass dies nicht der Fall sei, da im 

FMAG der Kreis der Abgabepflichtigen nicht hinreichend klar geregelt und die 

Bestimmbarkeit und Vorhersehbarkeit der Abgaben nach wie vor unzureichend 

sei (StGH 2012/83).  

Dazu führte der StGH aus, dass hinsichtlich der abgabensystematischen Einord-

nung der Aufsichtsabgaben auf das Urteil des StGH 2010/24 verwiesen werden 

könne, welches festhalte, dass die Aufsichtsabgaben als voraussetzungslos ge-

schuldet einzustufen und daher als Steuern und nicht als Kausalabgaben zu quali-

fizieren seien. Diese Einstufung wurde in StGH 2010/24 damit begründet, dass 

die Aufsichtsabgaben nicht an einzelne, den Abgabepflichtigen vernünftig zure-

chenbare Leistungen des Gemeinwesens anknüpfen würden. Da es sich bei der 

Aufsichtsabgabe um eine Steuer handle, müsse deren Ausgestaltung den Anfor-

derungen der Rechtsprechung des StGH zur Gesetzmässigkeit der Steuern genü-

gen. Demnach müsse der Abgabentatbestand, der Kreis der Abgabepflichtigen 

und die Bemessung der Abgabe hinreichend bestimmt in einem Gesetz im for-

mellen Sinn geregelt werden. Ferner müsse die Belastung für die Betroffenen 
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hinreichend aus dem Gesetz bestimmbar und voraussehbar sein. Eine Delegation 

an den Verordnungsgeber sei nur dann zulässig, wenn der Gesetzgeber die we-

sentlichen Punkte im Gesetz selbst regle. 

Der StGH hob im Rahmen dieses Urteils Art. 30a Abs. 2 Bst. d FMAG wegen Ver-

fassungswidrigkeit und Art. 16 Abs. 1 Bst. b FMA-AGV wegen Verfassungs- und 

Gesetzeswidrigkeit auf. Die Aufhebung tritt gemäss Urteil des StGH am 1. Juli 

2013 in Kraft. 

In einem weiteren, derzeit hängigen Verfahren hat der VGH dem StGH einen 

Normenkontrollantrag zur Verfassungsmässigkeit der Zusatzabgabe der Finanzin-

termediärskategorie der Anderen Finanzintermediäre gestellt. Der endgültige 

Entscheid des StGH wird Anfang 2013 erwartet. 

1.3 Konsequenzen und weitere Rahmenbedingungen 

Aufgrund der klaren Ausführungen des StGH in seinem Urteil zur Gesetzmässig-

keit der Grundabgabe für Rechtsanwälte (StGH 2012/83) ist es sehr wahrschein-

lich, dass das aktuelle Finanzierungsmodell der FMA mit der noch ausstehenden 

Entscheidung des StGH zu den Zusatzabgaben (StGH 2012/175) insgesamt als 

nicht verfassungskonform beurteilt und vom StGH aufgehoben wird. 

Ferner führt das geltende Finanzierungsmodell der FMA zu einem jährlichen 

strukturellen Defizit von rund 1.5 Millionen Franken ab 2014. Die Ertragsseite ist 

gemäss Art. 29 ff. FMAG auf jährlich maximal 10 Millionen Franken Aufsichtsab-

gaben durch die Finanzintermediäre und 8 Millionen Franken Staatsbeitrag be-

grenzt. Die Erträge aus Gebühren sind starken jährlichen Schwankungen unter-

worfen, erreichen aber in der Regel maximal 1 Million Franken jährlich. Insofern 

können mit dem bestehenden Modell höchstens jährliche Erträge von rund 19 

Millionen Franken erreicht werden. Die budgetierten Aufwände betragen für die 
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nächsten Jahre rund 20 Millionen Franken, womit ein jährliches strukturelles 

Defizit unvermeidlich ist. 

Diese beiden Punkte, wie auch die insgesamt mangelnde Akzeptanz des beste-

henden Finanzierungsmodells bei den von der Abgabenpflicht betroffenen Fi-

nanzintermediären, legen eine Komplettüberarbeitung des Finanzierungsmodells 

nahe. 

Aufgrund der sehr knappen Frist zur Sanierung bis 1. Juli 2013 ist es aber kaum 

machbar, das FMA-Finanzierungsmodell bis dahin komplett zu überarbeiten. Eine 

Anpassung der gesetzlichen Bestimmungen, die der StGH per 1. Juli 2013 aufge-

hoben hat, muss aber jedenfalls bis zu dieser Frist erfolgen. Eine Nichtanpassung 

hätte gravierende Folgen, da damit die Finanzierungsgrundlage der FMA für den 

Bereich AFI wegfallen würde. Eine zwischenzeitige Finanzierung des Bereichs 

durch eine Quersubventionierung über die Einnahmen aus sonstigen Bereichen 

oder durch die Reserven wäre sehr problematisch, da dies klar im Widerspruch 

zum Prinzip der Verursachergerechtigkeit stünde.   

Die Überarbeitung des Finanzierungsmodells soll daher in zwei Phasen durchge-

führt werden. In dieser ersten Phase soll die Anpassung der gesetzlichen Best-

immungen erfolgen, die der StGH mit Urteil vom 3. September 2012 per 1. Juli 

2013 aufgehoben hat. Die komplette Überarbeitung des Finanzierungsmodells 

soll in einer zweiten Phase mit Inkrafttreten auf den 1. Januar 2014 erfolgen. 

2. ANLASS DER VORLAGE  

Wie in der Ausgangslage bereits erläutert, hat der VGH gemäss Urteil vom 22. 

März 2012 (VGH 2012/025) entschieden, dass der auf Art. 30 FMAG gestützte 

Anhang („Gebührensätze“) eine taxative Auflistung enthalte und die FMA daher 

keine Gebühren für andere als im Anhang explizit aufgelistete Verfügungen, Auf-
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sichtsverfahren und Dienstleistungen verrechnen dürfe. Aus dieser Entscheidung 

ergibt sich, dass eine Gebührenverrechnung für nicht im Anhang aufgelistete 

Tatbestände nicht möglich ist. Dies verunmöglicht einerseits eine verursacherge-

rechte Weiterverrechnung von entstandenen Aufwänden und führt ausserdem 

dazu, dass der FMA erhebliche Gebühreneinnahmen entgehen.  

Ferner hat der StGH, wie ebenfalls in der Ausgangslage bereits erläutert, am 3. 

September 2012 Art. 30a Abs. 2 Bst. d FMAG wegen Verfassungswidrigkeit und 

Art. 16 Abs. 1 Bst. b FMA-AGV wegen Verfassungs- und Gesetzeswidrigkeit auf-

gehoben. Die Aufhebung tritt gemäss Urteil des StGH am 1. Juli 2013 in Kraft. 

Begründung für die Aufhebung war, dass im FMAG der Kreis der Abgabepflichti-

gen nicht hinreichend klar geregelt und die Bestimmbarkeit und Vorhersehbar-

keit der Abgaben unzureichend seien (StGH 2012/83).  

Mit der Aufhebung von Art. 30a Abs. 2 Bst. d FMAG und Art. 16 Abs. 1 Bst. b 

FMA-AGV per 1. Juli 2013 ist die Finanzierung der FMA ab Juli 2013 nicht mehr 

gesichert. Denn diese beiden Bestimmungen bilden die Grundlage für die Abga-

benverrechnung und somit die Finanzierung des Bereiches AFI.  

Eine Abänderung des FMAG auf 1. Juli 2013 ist somit aufgrund der oben darge-

legten Umstände unabdingbar.  

Im Rahmen der EWR-Mitgliedschaft ist die FMA in das Aufsichtssystem der Euro-

päischen Aufsichtsbehörden als Beobachter integriert und ist auch angehalten, 

sich stärker an den Tätigkeiten der Europäischen Aufsichtsbehörden zu beteiligen 

und den Anforderungen zur Umsetzung der Leitlinien, Empfehlungen und Stan-

dards zur Vermeidung regulatorischer Arbitrage nachzukommen. Momentan 

fehlt der FMA dazu die notwendige gesetzliche Kompetenz. Dies birgt das Risiko, 

dass der Zugang Liechtensteins und der liechtensteinischen Finanzintermediäre 
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zum europäischen Markt beschränkt wird. Eine solche gesetzliche Kompetenz 

soll daher geschaffen werden. 

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE 

Schwerpunkt der Vorlage ist die Korrektur der durch den StGH aufgehobenen 

Bestimmungen des FMAG (StGH 2012/83). Dies erfordert die nachfolgenden An-

passungen. 

Zu Art. 30a Abs. 2 FMAG hat der StGH festgestellt, dass der Kreis der Abgabe-

pflichtigen auf Gesetzesstufe hinreichend klar geregelt sein müsse. Eine reine 

Nennung des Bereiches Andere Finanzintermediäre genüge dieser Vorgabe nicht. 

Zwar beschränkt sich das Urteil des StGH nur auf den Begriff Andere Finanzin-

termediäre gemäss Art. 30a Abs. 2 Bst. d FMAG, eine entsprechende Anpassung 

auch für die anderen Aufsichtsbereiche der FMA muss aber deshalb erfolgen, da 

davon auszugehen ist, dass die Begriffe „Banken, Wertpapiere sowie Versiche-

rungen und Vorsorgeeinrichtungen“ zu unbestimmt sind, den Kreis der Abgabe-

pflichtigen hinreichend im Sinne der eindeutigen Rechtsprechung des StGH zu 

umschreiben. Somit ist der gesamte Art. 30a Abs. 2 FMAG anzupassen. 

Zu Art. 16 Abs. 1 Bst. b FMA-AGV hat der StGH ausgeführt, dass die konkrete Ab-

gabenlast für die Betroffenen bereits aus dem Gesetzestext ersichtlich sein müs-

se. Zwar betrifft die Aufhebung von Art. 16 Abs. 1 Bst. b FMA-AGV nur den Be-

reich AFI, es ist aber kaum vertretbar, mit dieser Anpassung nicht auch gleichzei-

tig die entsprechenden Bestimmungen für die anderen Bereiche vorzunehmen. 

Insofern sind die Abgabentatbestände für sämtliche Bereiche von der FMA-AGV 

ins FMAG zu übertragen. Aus Kontinuitätsüberlegungen zur gesetzlichen Lösung 

der Gebühren, welche in dem auf Art. 30 FMAG gestützten Anhang („Gebüh-

rensätze“) geregelt sind, wird vorgeschlagen, analog einen weiteren Anhang zum 

FMAG zu erstellen, der die Aufsichtsabgaben regelt. 
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Zusätzlich zu den Anpassungen, die sich aufgrund des StGH-Urteils vom 3. Sep-

tember 2012 ergeben (StGH 2012/83), sollen die Gebührentatbestände des auf 

Art. 30 FMAG gestützten Anhangs vervollständigt werden. Da gemäss VGH-

Rechtsprechung (VGH 2012/025) die Gebühren des Anhangs des FMAG ab-

schliessend aufgezählt sind, ist eine Gebührenverrechnung für nicht im Anhang 

aufgelistete Tatbestände nicht möglich, womit erstens der FMA erhebliche Ge-

bühreneinnahmen entgehen und zweitens eine verursachergerechte Überwäl-

zung entstandener Kosten nicht möglich ist.1  

Schliesslich wird Art. 5 FMAG um einen Absatz 5 erweitert, welcher der FMA die 

notwendigen Kompetenzen verleiht, um den Anforderungen der Europäischen 

Aufsichtsbehörden nachzukommen. Darunter fallen die European Banking Au-

thority, die European Insurance and Occupational Pensions Authority und die 

European Securities and Markets Authority. Im Rahmen der EWR-Mitgliedschaft 

ist die FMA in dieses Aufsichtssystem als Beobachter integriert, ist jedoch ange-

halten, sich stärker an den Tätigkeiten der Europäischen Aufsichtsbehörden zu 

beteiligen und den Anforderungen zur Umsetzung der Leitlinien, Empfehlungen 

und Standards zur Vermeidung regulatorischer Arbitrage nachzukommen. Dies 

ist vor allem auch notwendig, um den Zugang Liechtensteins zum europäischen 

Markt zu gewährleisten. Dazu benötigt die FMA eine entsprechende Kompetenz 

im FMAG. 

                                                      
1 Zusätzlich dazu wird im Rahmen der Anpassungen zum AIFMG Art. 30 Abs. 3 FMAG bereits dahingehend 

angepasst, dass im Sinne eines Generaltatbestandes die Verrechnung von Gebühren auch für weitere 
nicht im Anhang aufgelistete Tatbestände möglich ist. 
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4. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 

Zu Art. 5 Abs. 5 

Abs. 5 wurde ins FMAG aufgenommen, um der FMA die notwendigen Kompeten-

zen in Zusammenhang mit den Anforderungen der neuen Europäischen Auf-

sichtsbehörden (European Supervisory Authorities, ESAs) zu verleihen. Das euro-

päische Aufsichtssystem wurde seit der Finanzkrise 2008/2009 grundlegend 

überarbeitet. Die vormaligen EU-Komitees CEBS, CEIOPS und CESR mit rein kon-

sultativem Charakter wurden per 1. Januar 2011 in drei eigenständige europäi-

sche Aufsichtsbehörden mit entsprechenden Kompetenzen überführt. Die drei 

Behörden – die Europäische Bankenaufsicht (European Banking Authority, EBA) 

mit Sitz in London, die Europäische Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht (Euro-

pean Insurance and Occupational Pensions Authority, EIOPA) mit Sitz in Frankfurt 

und die Europäische Wertpapier- und Marktaufsicht (European Securities and 

Markets Authority, ESMA) mit Sitz in Paris – sind dabei treibende Kraft in der 

regulatorischen Harmonisierung des europäischen Binnenmarktes. Sie geben 

Leitlinien und Empfehlungen heraus und entwerfen im Auftrag der EU-

Kommission regulatorische wie technische Standards. Die nationalen Aufsichts-

behörden sind dabei angehalten, in einem sogenannten „comply or explain“- 

Mechanismus innert vordefinierten, kurzen Fristen die entsprechende Übernah-

me der neuen Leitlinie oder Empfehlung zu bestätigen oder sich zu erklären. Die 

EU-Kommission überwacht diesen Mechanismus im Sinne eines möglichst homo-

genen Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen.  

Die FMA ist in dieses neue Aufsichtssystem, wie bereits bei den Komitees, als 

Beobachter integriert, ist jedoch angehalten, sich stärker an den Tätigkeiten der 

Europäischen Aufsichtsbehörden zu beteiligen und den Anforderungen zur Um-

setzung der Leitlinien, Empfehlungen und Standards zur Vermeidung regulatori-

scher Arbitrage nachzukommen. Die Mechanismen der neuen Europäischen Auf-
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sichtsbehörden finden ihren Niederschlag ebenso in den nach dem 1. Januar 

2011 erschienenen EU-Verordnungen und Richtlinien wie beispielsweise in der 

AIFMD. Diese EU-Verordnungen2 befinden sich momentan in der Übernahme ins 

EWR-Abkommen. Um diesen Anforderungen nachzukommen, benötigt die FMA 

eine entsprechende Kompetenz im FMAG. Die Einräumung dieser Kompetenz ist 

vor allem auch zur Sicherstellung der uneingeschränkten grenzüberschreitenden 

Tätigkeit der liechtensteinischen Finanzdienstleister im Europäischen Wirt-

schaftsraum von zentraler Bedeutung.  

Zu Art. 26 Abs. 6 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass es im Rahmen der finanzmarktaufsichtsrechtli-

chen Tätigkeiten der FMA zu Fällen kommen kann, in welchen die FMA die Kos-

ten von aufsichtsrechtlichen Massnahmen (wie zum Beispiel externe Untersu-

chungskosten) nicht mehr beim Betroffenen einfordern kann, da dieser über-

schuldet oder in Konkurs gegangen ist. Mitunter verbleiben somit solche Unter-

suchungskosten bei der FMA, wenn der betroffene Finanzintermediär zahlungs-

unfähig ist. Diese unbefriedigende Situation soll dadurch behoben werden, dass 

die FMA vom Betroffenen einen Kostenvorschuss verlangen können soll, falls sie 

die Finanzierung der Kosten der aufsichtsrechtlichen Massnahmen durch densel-

ben als zweifelhaft erachtet. Im Übrigen sieht auch Art. 36 Abs. 4 des Schweizeri-

schen Finanzmarktaufsichtsgesetzes (FINMAG) die Möglichkeit vor, dass die 

                                                      
2 Der Mechanismus der Europäischen Aufsichtsbehörden ist in den folgenden Verordnungen festgelegt: 
VERORDNUNG (EU) Nr. 1093/2010 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Ände-
rung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission;  
VERORDNUNG (EU) Nr. 1094/2010 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versiche-
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2009/79/EG der Kommission und  
VERORDNUNG (EU) Nr. 1095/2010 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier-und Marktaufsichtsbe-
hörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der 
Kommission 
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FINMA dem Beaufsichtigten für die Kosten eines Untersuchungsbeauftragten die 

Leistung eines Kostenvorschusses anordnen kann. 

Zu Art. 30 Abs. 1 und 2 Bst. b, c und d  

Art. 30 Abs. 1 und 2 Bst. b Abs. 1 wurde um die neue Bezeichnung (Anhang 1) des 

Anhangs ergänzt. 

Mit Abs. 2 Bst. b soll die Voraussetzung explizit im Gesetz verankert werden, dass 

die FMA für Verfügungen, welche sie im Rahmen ihrer aufsichtsrechtlichen Tätig-

keiten zu erlassen hat, eine entsprechende Gebühr verrechnen kann. Dies ist 

insbesondere bei Verfügungen im Zuge von aufsichtsrechtlichen Verfahren rele-

vant. So kann die FMA mit dieser Bestimmung die Kosten einer Verfügung zur 

Feststellung von Verstössen oder zur Anordnung von Massnahmen und Pflichten 

verursachergerecht auf die Adressaten übertragen. Durch die Einfügung dieses 

neuen Bst. b in Abs. 2 werden die bisherigen Bst. b und c neu Bst. c und d. 

Zu Art. 30a Abs. 2, 2a, 5, 6 Bst. i, 8, 9 und 10 

Abs. 2 definiert den Kreis der Abgabepflichtigen auf Gesetzesstufe. Die Zuord-

nung der Abgabepflichtigen zu den jeweiligen Aufsichtsbereichen ist in Anhang II 

aufgeführt. Die Anforderungen des Legalitätsprinzips im Abgaberecht  verlangen, 

dass der Kreis der Abgabepflichtigen hinreichend klar und bestimmt in einem 

formellen Gesetz geregelt ist. Dies wird durch Abs. 2 erreicht.  

Die Bewilligung dient als Anknüpfungspunkt für die Pflicht, eine Abgabe zu leis-

ten. Verfügt eine Person über mehrere Bewilligungen, so ist sie grundsätzlich 

auch in Bezug auf alle ihre Bewilligungen zur Leistung einer Abgabe verpflichtet. 

Lediglich die Bewilligung als Treuhänder und die Berechtigung nach Art. 180a 

PGR schliessen sich dahingehend aus, dass ein Treuhänder mit einer aktiven Be-

willigung als Treuhänder wie auch einer Berechtigung nach Art. 180a PGR  eine 

Abgabe als Treuhänder und nicht auch als 180a-PGR-Berechtigter zu leisten hat, 
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weil die Tätigkeit nach Art. 180a PGR von der Bewilligung als Treuhänder mitum-

fasst ist. Anders verhält es sich, wenn ein Treuhänder seine Bewilligung als Treu-

händer ruhend gestellt hat, aber nach wie vor eine Tätigkeit nach Art. 180a PGR 

ausübt. In diesem Fall ist er zur Leistung einer Abgabe in Bezug auf seine Berech-

tigung nach Art. 180a PGR verpflichtet. 

Bei den Bewilligten nach Bst. q bis s und v handelt es sich um solche, die einen 

dauernden und regelmässigen Berührungspunkt mit der FMA aufweisen. So führt 

die FMA entsprechende Listen und hat folglich die erforderliche Infrastruktur zur 

Verfügung zu stellen. 

Wie bereits ausgeführt, entschied der StGH mit Urteil vom 3. September 2012 

(StGH 2012/83), dass ein Rechtsanwalt die von der FMA erhobene Grundabgabe 

nicht zu entrichten hat, da im FMAG der umschriebene Kreis der Abgabepflichti-

gen („andere Finanzintermediäre“) zu unbestimmt für eine Erhebung einer fixen 

Grundabgabe von allen Rechtsanwälten sei. Der StGH wies darauf hin, dass es 

sich bei dieser Grundabgabe um eine sogenannte Kostenanlastensteuer handle, 

welche dadurch charakterisiert sei, dass sie einer bestimmten Gruppe von Pflich-

tigen auferlegt werde, weil diese Personen zu bestimmten staatlichen Aufwen-

dungen eine sachlich nähere Beziehung hätten als die Gesamtheit der ansässigen 

Steuerpflichtigen. Dabei genüge es, dass die betreffenden Aufwendungen des 

Gemeinwesens dem abgabepflichtigen Personenkreis eher zuzurechnen seien als 

der Allgemeinheit, sei es, dass diese Gruppe von den Leistungen generell stärker 

profitiere als andere, sei es, dass die Gruppe als hauptsächliche Verursacherin 

dieser Aufwendungen angesehen werden könne. Da eine solche Steuer jedoch 

mit dem Grundsatz der Allgemeinheit der Besteuerung in ein Spannungsverhält-

nis geraten könne, setze eine Besteuerung mittels Kostenanlastensteuer voraus, 

dass sachlich haltbare Gründe bestehen würden, die betreffenden staatlichen 

Aufwendungen der erfassten Personengruppe anzulasten. Zudem müsse die all-
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fällige Abgrenzung nach haltbaren Kriterien erfolgen und das Gleichheitsgebot 

beachtet werden.  

Dazu ist anzumerken, dass die FMA Aufwendungen bezüglich den – anstatt wie 

bisher in der Verordnung neu im Gesetz nach Bst. q aufgeführten – bewilligten 

Rechtsanwälten hat. Neben der bereits erwähnten Listenführung beantwortet 

sie beispielsweise auch Anfragen von Rechtsanwälten, verfasst neue Wegleitun-

gen oder überarbeitet bestehende und ist in Regulierungsprojekte eingebunden, 

welche die Rechtsanwälte betreffen. Daneben ist die FMA in Bezug auf Rechts-

anwälte dahingehend befasst, dass sie insbesondere das dauernde Vorliegen der 

Bewilligungsvoraussetzung „Haftpflichtversicherung“ zur Deckung von Schäden 

aus der Tätigkeit als Rechtsanwalt gemäss Art. 25 Rechtsanwaltsgesetz prüft und 

gegebenenfalls entsprechend einschreitet. Zudem erfolgen wichtige regelmässi-

ge Treffen mit der Rechtsanwaltskammer.  

Diese Tätigkeiten führen zu einem „Grundaufwand“ der FMA, welcher nicht 

durch eine gesonderte Gebühr verrechnet werden kann. Die Rechtsanwälte ha-

ben aufgrund der soeben beschriebenen Tätigkeiten zu den Aufwendungen der 

FMA eine sachlich nähere Beziehung als die Gesamtheit der ansässigen Steuer-

pflichtigen. Zweifellos sind die erwähnten Aufwendungen eher den Rechtsanwäl-

ten als der Allgemeinheit zuzurechnen, da sie von der FMA generell stärker profi-

tieren als andere und die beschriebenen Tätigkeiten hauptsächlich verursachen. 

Es ist daher sinnvoll und richtig, einen Teil der Aufwendungen der FMA den 

Rechtsanwälten anzulasten. Andernfalls würden die den Rechtsanwalt betref-

fenden Tätigkeiten der FMA den anderen Grundabgabepflichtigen auferlegt, was 

eine ungerechtfertigte Quersubventionierung darstellen würde. Folglich besteht 

die Pflicht der bewilligten Rechtsanwälte zur Leistung der Grundabgabe an die 

FMA zur Finanzierung des besagten Grundaufwands.  



18 

Ergänzend ist zu erwähnen, dass bereits in der Landtagssitzung betreffend die 2. 

Lesung des Gesetzes zur Abänderung des FMAG vom 15. Dezember 2010 von 

einem Abgeordneten die Frage gestellt wurde, ob „ein Rechtsanwalt, welcher 

keine der Sorgfaltspflicht unterliegenden Tätigkeiten ausübe und ausschliesslich 

rechtsberatend tätig sei, eine Aufsichtsabgabe zu leisten habe“. Diese Anfrage 

wurde vom Regierungschef wie folgt beantwortet: „Ja, ein Anwalt, der keine 

Sorgfaltspflichtstätigkeiten ausübt, hat eine Grundabgabe zu entrichten in der 

Höhe von 500 Franken, weil auch dort allenfalls Auskünfte zu erteilen sind im 

Rahmen der normalen Tätigkeiten.“  

Es entsprach bereits im Jahr 2010 dem Willen des Gesetzgebers, dass auch nur 

forensisch tätige Rechtsanwälte eine Grundabgabe zu leisten haben (vgl. dazu 

Landtagsprotokoll 2010, 2492). Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die aufgezeig-

ten sachlichen Gründe den erwähnten Anforderungen des StGH ausreichend 

Rechnung tragen. Demnach wird durch eine solche Kostenbelastung weder das 

Gleichheitsgebot verletzt noch eine Kostenanlastensteuer ohne sachlich haltbare 

Gründe verfügt. Dasselbe gilt selbstverständlich auch für die Beaufsichtigten 

nach Bst. r, s und v. 

Anders verhält es sich hingegen bei Personen nach Bst. t und u. Sie weisen kei-

nen dauernden Berührungspunkt im vorher genannten Sinn auf. Sie sind folglich 

nur abgabepflichtig, wenn sie eine der genannten Tätigkeiten ausüben. 

Abs. 2a hält fest, dass die Zuordnung der Beaufsichtigten zu den einzelnen Auf-

sichtsbereichen in Anhang II aufgeführt wird. 

Mit Abs. 5 werden die Bemessungsgrundlagen für die Aufsichtsabgaben von der 

FMA-AGV vollumfänglich ins Gesetz übernommen, um dem Urteil des StGH vom 

3. September 2012 (StGH 2012/83) nachzukommen. Abs. 5 legt fest, dass diese in 

Anhang II aufgeführt sind. 
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In Abs. 6 Bst. i erfolgt eine Präzisierung, indem neu auf die entsprechenden Be-

aufsichtigten gemäss Abs. 2 verwiesen wird und nicht mehr abstrakt auf das 

Sorgfaltspflichtgesetz. 

Abs. 8 sieht in der abgeänderten Fassung eine Mitteilungs- wie auch Mitwir-

kungspflicht der Finanzintermediäre vor, die der FMA eine Berechnung der Ab-

gabe mit Beginn des neuen Abgabejahres ermöglicht. Die Frist wird vom 31. Mai 

auf den 31. Januar abgeändert, was für die Betroffenen ohne weiteres zumutbar 

ist. Folglich weiss der Abgabepflichtige frühzeitig über die zu erwartende Abgabe 

Bescheid. Die Abgabe wird damit vorhersehbarer. Der Vollzug hat gezeigt, dass 

die Meldungen oft viel zu spät erfolgen und dadurch eine unnötige Zeitverzöge-

rung entsteht. Im 2011 gingen lediglich 50% der Meldeformulare termingerecht 

ein. 

Abs. 9 sieht bei trotz Aufforderung nichterfolgter Mitteilung die Möglichkeit ei-

ner Schätzung durch die FMA vor. Dies ist notwendig, damit die Aufsichtsabga-

ben entsprechend berechnet und in Rechnung gestellt werden können. Eine sol-

che Schätzung der FMA kann nur wegen Ermessensmissbrauch (u.a. wegen of-

fensichtlicher Unrichtigkeit) angefochten werden. Diese Bestimmung wurde neu 

von der Stufe Verordnung ins Gesetz übernommen. 

In Abs. 10 wurde eine allgemeinere Formulierung gewählt, da nun das Nähere 

zur Erhebung der Aufsichtsabgaben und zum Verteilungsschlüssel innerhalb der 

Aufsichtsbereiche im neu geschaffenen Anhang II und nicht mehr auf Stufe Ver-

ordnung geregelt wird.  

Zu Anhang I (Gebührensätze) 

Die neuen Gebührentatbestände wurden aufgrund des Entscheids des Verwal-

tungsgerichtshofs (VGH 2012/025) aufgenommen. Nach Ansicht des Verwal-

tungsgerichtshofs sei die Aufzählung im Anhang zu Art. 30 FMAG abschliessend, 
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weshalb sämtliche Gebührentatbestände vom Anhang erfasst werden müssten. 

Um bestehende Lücken hinsichtlich der anfallenden Tätigkeiten der FMA zu 

schliessen, wurde der Anhang um die neuen Gebührentatbestände ergänzt. 

Abs. 1 definiert eine Reihe von zusätzlichen Gebührentatbeständen, die bisher 

nicht explizit im FMAG geregelt waren. Abs. 2 des Bst. l wurde eingefügt, um eine 

verursachergerechte Weiterverrechnung von entstandenem Aufwand zu ermög-

lichen. Die FMA beantwortet im Rahmen ihrer Tätigkeiten teilweise auch kom-

plexe und zeitaufwendige Rechtsanfragen. Mit der bestehenden gesetzlichen 

Lösung ist eine verursachergerechte Verrechnung von Gebühren für diese Leis-

tungen nicht möglich. Dies führt dazu, dass dieser Aufwand durch alle Abgabe-

pflichtigen mitgetragen werden muss. 

Zu Anhang II (Aufsichtsabgaben) 

Die Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs (StGH 2012/83) verlangt bezüglich 

voraussetzungslos geschuldeter Abgaben, dass sie „hinreichend bestimmt in ei-

nem Gesetz im formellen Sinn geregelt“ werden. Mit der Übertragung der Be-

messungsgrundlagen für die Aufsichtsabgaben von der FMA-AGV ins Gesetz, 

wird diesen Anforderungen an das Legalitätsprinzip nachgekommen. 

Die Berechnung der Zusatzabgabe aufgrund der aufgeführten Bemessungs-

kriterien ermöglicht eine Berechnung der Abgabe nach der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit eines Abgabepflichtigen.  

Als Grundlage dienen bei Wirtschaftsprüfern und Revisionsgesellschaften die im 

Abgabejahr erzielten Honorare für Prüfungen nach dem SPG und für Revisionen 

und Abschlussprüfungen nach dem WPRG beziehungsweise die spezialgesetzli-

chen Honorare. Nicht relevant sind die Honorare für Reviews.  

Bei den Abgabepflichtigen nach Art. 30a Abs. 2 Bst. q bis u bilden die sorgfalts-

pflichtrelevanten Geschäftsbeziehungen (zu zwei Dritteln) und die daran mitwir-
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kenden Mitarbeiter (zu einem Drittel) die Grundlage für die Berechnung. Ob eine 

Tätigkeit sorgfaltspflichtig ist, richtet sich nach dem SPG. Die Geschäftsbeziehung 

ist in Art. 2 Abs. 1 Bst. c SPG definiert. Abgestellt wird bei der Zusatzabgabe auf 

die jeweilige konkrete sorgfaltspflichtige Tätigkeit. Das bedeutet für einen Sorg-

faltspflichtigen am Beispiel der Organfunktion, dass jede einzelne dieser Tätigkei-

ten – d.h. die Organfunktion in jedem einzelnen Rechtsträger – als eigene Ge-

schäftsbeziehung zu zählen ist. Es gilt jedoch der Grundsatz, dass ein Rechtsträ-

ger nur für einen Sorgfaltspflichtigen eine Geschäftsbeziehung darstellt. Erbrin-

gen daher mehrere Sorgfaltspflichtige parallel Organfunktionen in einem Rechts-

träger, so müssen sie diese Organfunktion – und damit die Geschäftsbeziehung – 

einem einzigen Sorgfaltspflichtigen zuordnen. 

Bei den mitwirkenden Mitarbeitern handelt es sich um natürliche Personen, wel-

che an sorgfaltspflichtrelevanten Geschäftsbeziehungen nach Art. 2 Abs. 1 Bst. c 

SPG mitwirken. Darunter fallen sowohl Bewilligungs- bzw. Berechtigungsinhaber 

und Sorgfaltspflichtige als auch deren Mitarbeiter. Massgeblich ist, ob die jewei-

lige Tätigkeit für sich allein genommen Sorgfaltspflichten auslöst. Es ist dabei 

nicht erforderlich, dass die handelnde Person über eine spezialgesetzliche Bewil-

ligung oder eine Berechtigung verfügt. Eine für die Bemessung der Zusatzabgabe 

sorgfaltspflichtrelevante Tätigkeit wäre beispielsweise die Durchführung eines 

Zahlungsauftrages für einen Kunden (etwa durch Vorbereitung des Auszahlungs-

beschlusses für das Organ der Verbandsperson und Weiterleitung des unterfer-

tigten Beschlusses an die kontoführende Bank). Es gilt der Grundsatz der Voll-

zeitäquivalenz (Beispiel: zwei Mitarbeiter mit einem Beschäftigungsgrad von je-

weils 80% sind als 1.6 Mitarbeiter zu zählen). 

Schliesslich wurde Anhang II in Titel C2.1 und C3.2 um die mit der Einführung des 

Gesetzes über die Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFMG) neu geschaf-
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fene Kategorie der Alternativen Investmentfonds ergänzt. Die entsprechenden 

Bestimmungen sollen zeitgleich mit dem AIFMG in Kraft treten. 
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II. REGIERUNGSVORLAGE 

Gesetz 

vom 

 über die Abänderung des Gesetzes über die Finanzmarktaufsicht 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine 

Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 18. Juni 2004 über die Finanzmarktaufsicht (Finanzmarkt-

aufsichtsgesetz; FMAG), LGBl. 2004 Nr. 175, in der geltenden Fassung, wird wie 

folgt abgeändert: 

Art. 5 Abs. 5  

5) Die FMA hat beim Vollzug der Spezialgesetze nach Abs. 1 und der dazu 

erlassenen Durchführungsverordnungen der Konvergenz der Aufsichtsinstru-

mente und Aufsichtsverfahren im EWR Rechnung zu tragen. Zu diesem Zweck 

beteiligt sie sich an den Tätigkeiten der Europäischen Aufsichtsbehörden (Euro-

pean Supervisory Authorities, ESAs) und wendet die Leitlinien, Empfehlungen, 

Standards und andere von den ESAs beschlossene Massnahmen an. Die drei Eu-
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ropäischen Aufsichtsbehörden sind die Europäische Bankenaufsicht (European 

Banking Authority, EBA), die Europäische Versicherungs- und Vorsorgeaufsicht 

(European Insurance and Occupational Pensions Authority, EIOPA) und die Euro-

päische Wertpapier- und Marktaufsicht (European Securities and Markets Autho-

rity, ESMA). Die FMA kann in begründeten Fällen von diesen Leitlinien, Empfeh-

lungen, Standards und anderen Massnahmen abweichen. In diesem Fall hat die 

FMA die entsprechende Europäische Aufsichtsbehörde und die Regierung über 

die Gründe für die Nichtanwendung oder Abweichung von den betreffenden 

Leitlinien, Empfehlungen und Standards zu informieren. 

Art. 26 Abs. 6 

6) Die FMA kann für die Finanzierung der Verfahrenskosten eines Verfah-

rens zur Feststellung des Sachverhalts nach Abs. 1 eine Sicherheitsleistung für die 

Verfahrenskosten verlangen, wenn der Betroffene kein Vermögen in der Höhe 

der mutmasslichen Verfahrenskosten ausweisen kann, welches der Vollstreckung 

durch eine gerichtliche Entscheidung unterliegt. 

Art. 30 Abs. 1 und 2 Bst. b, c und d 

1) Die FMA erhebt für die Aufsichtsverfahren im Einzelfall und für Dienst-

leistungen Gebühren. Die einzelnen Gebührensätze sind in Anhang I aufgeführt. 

2) Gebührenpflichtig ist, wer: 

b)  Adressat einer aufsichtsrechtlichen Verfügung der FMA in Vollziehung die-

ses Gesetzes respektive eines Gesetzes nach Art. 5 Abs. 1 ist; 

c)  ein Aufsichtsverfahren veranlasst, das nicht mit einer Verfügung endet o-

der das eingestellt wird; 

d)  eine Dienstleistung der FMA beansprucht. 
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Art. 30a Abs. 2, 2a, 5, 6 Bst. i, 8, 9 und 10  

2) Beaufsichtigte gemäss Abs. 1 sind: 

a)  Banken, Bankkonzerne und Bankgruppen sowie Wertpapierfirmen mit ei-

ner Bewilligung nach dem Bankengesetz;  

b)  E-Geld-Institute mit einer Bewilligung nach dem E-Geldgesetz; 

c)  Zahlungsinstitute mit einer Bewilligung nach dem Zahlungsdienstegesetz; 

d)  Finanzkonglomerate, Finanzholdinggesellschaften und gemischte Finanz-

holdinggesellschaften nach dem Finanzkonglomeratsgesetz; 

e)  Revisionsgesellschaften mit einer Bewilligung nach dem Bankengesetz, 

nach dem E-Geldgesetz oder dem Zahlungsdienstegesetz; 

f)  Vermögensverwaltungsgesellschaften mit einer Bewilligung nach dem 

Vermögensverwaltungsgesetz; 

g)  Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) mit einer 

Zulassung nach dem Gesetz über bestimmte Organismen für gemeinsame 

Anlagen in Wertpapieren, sowie Investmentunternehmen für andere Wer-

te oder Immobilien nach dem Gesetz über Investmentunternehmen für 

andere Werte oder Immobilien; 

h)  Alternative Investmentfonds mit einer Zulassung nach dem Gesetz über die 

Verwalter alternativer Investmentfonds; 

i)  Versicherungsunternehmen und Zweckgesellschaften mit einer Bewilligung 

nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz; 

k)  Revisionsgesellschaften mit einer Bewilligung nach dem Versicherungsauf-

sichtsgesetz; 

l)  Versicherungsvermittler mit einer Bewilligung nach dem Versicherungs-

vermittlungsgesetz; 
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m)  Pensionsfonds mit einer Bewilligung nach dem Pensionsfondsgesetz; 

n)  Revisionsgesellschaften mit einer Bewilligung nach dem Pensionsfondsge-

setz; 

o)  Vorsorgeeinrichtungen, die dem Gesetz über die betriebliche Personalvor-

sorge beziehungsweise dem Pensionsversicherungsgesetz unterstellt sind; 

p)  Revisionsgesellschaften mit einer Bewilligung nach dem Gesetz über die 

betriebliche Personalvorsorge; 

q)  Rechtsanwälte, die in die Rechtsanwaltsliste nach dem Rechtsanwaltsge-

setz eingetragen sind, sowie Rechtsagenten im Sinne von Art. 67 des 

Rechtsanwaltsgesetzes; 

r)  Treuhänder und Treuhandgesellschaften mit einer Bewilligung nach dem 

Treuhändergesetz; 

s)  Spielbanken und Anbieter von Online-Geldspielen mit einer Konzession 

nach dem Geldspielgesetz; 

t)  Träger einer Berechtigung nach Art. 180a PGR, soweit sie auf fremde Rech-

nung die Funktion eines Gesellschafters einer Personengesellschaft oder 

eines Organs oder Geschäftsführers eines Rechtsträgers auf fremde Rech-

nung ausüben oder eine vergleichbare Funktion auf fremde Rechnung 

wahrnehmen; 

u)  Personen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. f, p bis u und Abs. 2 des Sorgfaltspflichtge-

setzes, welche im Abgabejahr sorgfaltspflichtrelevante Tätigkeiten ausge-

übt haben; 

v)  Wirtschaftsprüfer und Revisionsgesellschaften mit einer Bewilligung nach 

dem Gesetz über die Wirtschaftsprüfer und Revisionsgesellschaften; 
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w)  Weitere Unternehmen und Personen, die gemäss eines Gesetzes oder ei-

ner Verordnung nach Art. 5 Abs. 1 der Aufsicht oder der Bewilligungspflicht 

der FMA unterstehen. 

2a) Die Zuordnung der Beaufsichtigten nach Abs. 2 zu den jeweiligen Auf-

sichtsbereichen ist in Anhang II aufgeführt. 

5) Die Aufsichtsabgabe setzt sich aus einer fixen Grundabgabe und einer 

variablen Zusatzabgabe zusammen. Die Grundabgabe deckt den Grundaufwand 

der FMA. Die variable Zusatzabgabe deckt die Kosten, welche nicht durch die 

Grundabgabe gedeckt sind. Die einzelnen Grundabgabensätze wie auch die Be-

messungskriterien der Zusatzabgabe und der Verteilungsschlüssel innerhalb der 

Aufsichtsbereiche sind in Anhang II aufgeführt. 

6) Für die Berechnung der variablen Aufsichtsabgabe sind folgende Krite-

rien massgebend: 

i)  für die Beaufsichtigten nach Abs. 2 Bst. q bis u die Betriebsgrösse. 

8) Die Beaufsichtigten nach Abs. 6 Bst. h und i sind verpflichtet, der FMA 

bis spätestens 31. Januar des dem Abgabenjahr folgenden Jahres die zur Ermitt-

lung der individuellen Aufsichtsabgabe erforderlichen Daten zu melden.  

9) Melden die Beaufsichtigten nach Abs. 2 die zur Ermittlung der individuel-

len Aufsichtsabgabe erforderlichen Daten trotz Aufforderung nicht oder nur 

mangelhaft, so schätzt die FMA die Daten zur Berechnung der Aufsichtsabgabe 

nach freiem Ermessen aufgrund der ihr zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Infor-

mationen. 

10) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 
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Anhang I 

Gebührensätze 

A. Banken, Wertpapierfirmen, E-Geld-Institute und Zahlungsinstitute 

1. Die Gebühr für die Erteilung einer Bewilligung nach dem Bankengesetz, E-

Geldgesetz und Zahlungsdienstegesetz beträgt für:  

h) Zweigstellen von E-Geld-Instituten: 

aa) mit Sitz im Europäischen Wirtschaftsraum: 5 000 Franken; 

bb) mit Sitz ausserhalb des Europäischen Wirtschaftsraums: 10 000 

Franken; 

n)  Geregelte Märkte: 100 000 Franken; 

o)  Multilaterale Handelssysteme: 30 000 Franken.  

2. Die Gebühr für die Ablehnung, den Entzug, das Erlöschen oder den Wi-

derruf einer Bewilligung nach dem Bankengesetz, E-Geldgesetz und Zah-

lungsdienstegesetz beträgt für:  

h) Zweigstellen von E-Geld-Instituten: 

aa) mit Sitz im Europäischen Wirtschaftraum: 5 000 Franken; 

bb) mit Sitz ausserhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes: 5 000 

Franken. 

n) Geregelte Märkte: 30 000 Franken;  

o) Multilaterale Handelssysteme: 15 000 Franken.  

3. Aufgehoben 

3a. Für sonstige Leistungen und Tätigkeiten nach dem Bankengesetz können 

folgende Gebühren erhoben werden:  

a) Ausnahmebewilligung hinsichtlich der Organisation einer Bank oder Fi-

nanzgesellschaft nach Art. 22 Abs. 3 BankG: 5 000 Franken;  
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b) Abordnung eines Sachverständigen nach Art. 35 Abs. 6 BankG: 10 000 

Franken;  

c) Gewährung von Erleichterungen oder Anordnung von Verschärfungen 

hinsichtlich der vorgeschriebenen Eigenmittel nach Art. 4 Abs. 4 

BankG: 5 000 Franken;  

d) Gewährung von Erleichterungen oder Anordnung von Verschärfungen 

hinsichtlich der vorgeschriebenen Liquidität nach Art. 5 Abs. 3 BankG: 

5 000 Franken;  

e) Gewährung von Erleichterungen oder Anordnung von Verschärfungen 

hinsichtlich der Risikoverteilungsvorschriften nach Art. 8 Abs. 4 BankG: 

5 000 Franken;  

f) Genehmigung von Statuten und Reglementen von Einlagensicherungs- 

und Anlegerschutzeinrichtungen nach Art. 18f BankV: 5 000 Franken;  

g) Ausnahmebewilligung in Bezug auf die Errichtung einer internen Revi-

sion nach Art. 22 Abs. 5 BankG: 5 000 Franken;  

h) Massnahmen gegenüber Personen, die ohne Bewilligung eine Tätigkeit 

im Sinne von Art. 3 BankG ausüben: 10 000 Franken;  

i) Erlass von Entscheidungen und Handlungs-, Unterlassungs- und Fest-

stellungsverfügungen und Verfügungen zur Herstellung des ordnungs-

gemässen Zustandes sowie zur Beseitigung von Missständen nach Art. 

35 Abs. 4 BankG: 15 000 Franken;  

k) Massnahmen nach Art. 41p BankG gegen Finanzholdinggesellschaften 

und gemischte Unternehmen oder deren verantwortliche Geschäfts-

führer, die gegen Art. 41a bis 41o BankG verstossen: 10 000 Franken.  

3b. Für sonstige Leistungen und Tätigkeiten nach dem E-Geldgesetz können 

folgende Gebühren erhoben werden:  

a) Vorschreibung oder Gestattung einer abweichenden Eigenkapitalun-

terlegung nach Art. 10 Abs. 3 EGG: 5 000 Franken; 
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b) Genehmigung der Berechnung der Eigenmittelanforderung nach Art. 

10 Abs. 6 EGG: 5 000 Franken; 

c) Erlass von Entscheidungen und Handlungs-, Unterlassungs- und Fest-

stellungsverfügungen und Verfügungen zur Herstellung des ordnungs-

gemässen Zustandes und zur Beseitigung von Missständen nach Art. 35 

Abs. 5 EGG: 10 000 Franken;  

d) Massnahmen nach Art. 35 Abs. 6 EGG: 5 000 Franken; 

e) Abordnung eines Sachverständigen nach Art. 35 Abs. 7 EGG: 10 000 

Franken;  

3c. Für sonstige Leistungen und Tätigkeiten nach dem Zahlungsdienstegesetz 

können folgende Gebühren erhoben werden:  

a) Vorschreibung oder Gestattung einer abweichenden Eigenmittelunter-

legung nach Art. 12 Abs. 6 ZDG: 5 000 Franken; 

b) Erlass von Entscheidungen und Handlungs-, Unterlassungs- und Fest-

stellungsverfügungen und Verfügungen zur Herstellung des ordnungs-

gemässen Zustandes und zur Beseitigung von Missständen nach Art. 35 

Abs. 5 ZDG: 10 000 Franken;  

c) Massnahmen nach Art. 35 Abs. 6 ZDG: 5 000 Franken; 

d) Abordnung eines Sachverständigen nach Art. 35 Abs. 7 ZDG: 10 000 

Franken. 

4.  Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung, sofern die Gebühr nicht be-

reits unter Ziffer 1 bis 3c fällt: 10 000 Franken.  

B. Vermögensverwaltungsgesellschaften 

3.  weitere Tätigkeiten: Erlass einer beschwerdefähigen Verfügung im Ver-

fahren betreffend die Bewilligung einer Vermögensverwaltungsgesell-

schaft: 2 000 Franken bei Fristverlängerungen; 10 000 Franken bei Ableh-

nung oder Einschränkung der Zulassung. 
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C. Investmentunternehmen für andere Werte oder Immobilien, Organismen für 

gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, Verwaltungsgesellschaften und 

Wertpapierprospekte 

1. Die Gebühr für die Erteilung einer Bewilligung nach dem Investmentun-

ternehmensgesetz beträgt für: 

c) segmentierte Investmentunternehmen: für das erste Segment bzw. 

den ersten Teilfonds 10 000 Franken und 2 000 Franken für jedes wei-

tere Segment bzw. jeden weiteren Teilfonds; 

e) segmentierte ausländische Investmentunternehmen, die einer Bewilli-

gung bedürfen: für das erste Segment bzw. den ersten Teilfonds 1 000 

Franken, und 400 Franken für jedes weitere Segment bzw. jeden wei-

teren Teilfonds; 

2a. Die Gebühren für die nachstehenden Tätigkeiten nach dem Gesetz über 

bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren betra-

gen für: 

a) die Erteilung einer Zulassung: 

cc) Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren mit Teil-

fonds: für das erste Segment bzw. den ersten Teilfonds 10 000 

Franken und 2 000 Franken für jedes weitere Segment bzw. jeden 

weiteren Teilfonds; bei Erteilung einer Zulassung unter Auflagen 

15 000 Franken für das erste Segment bzw. den ersten Teilfonds 

und 2 000 Franken für jedes weitere Segment bzw. jeden weiteren 

Teilfonds; 

D. Versicherungsunternehmen 

1. Die Gebühr für die Erteilung beziehungsweise Verweigerung der Bewilli-

gung nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz und der Versicherungsauf-

sichtsverordnung beträgt für: 
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b) Eigenversicherungen (Captives): 30 000 Franken; 

c) versicherungsaufsichtsrechtliche Revisionsstellen: 10 000 Franken; 

d) leitende Revisoren bei versicherungsaufsichtsrechtlichen Revisionsstel-

len: 1 000 Franken; 

e) Zweckgesellschaften: 20 000 Franken. 

f) Aufgehoben 

2. Die Gebühr für den Entzug einer Bewilligung nach dem Versicherungsauf-

sichtsgesetz und der Versicherungsaufsichts-verordnung beträgt für: 

a) Versicherungsunternehmen, einschliesslich Eigenversicherungen:; 

aa) nach Art. 55 Abs. 1 Bst. a bis c und e sowie Abs. 2 VersAG: 60 000 

Franken;  

bb) nach Art. 55 Abs. 1 Bst. d und Art. 57 Abs. 1 VersAG: 30 000 Fran-

ken;  

b) versicherungsaufsichtsrechtliche Revisionsstellen: 10 000 Franken; 

c) Zweckgesellschaften:. 

aa) nach Art. 55 Abs. 1 Bst. a bis c und e sowie Abs. 2 VersAG: 20 000 

Franken;  

bb) nach Art. 55 Abs. 1 Bst. d und Art. 57 Abs. 1 VersAG: 10 000 Fran-

ken. 

3. Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem 

Versicherungsaufsichtsgesetz beträgt für die: 

a) Erweiterung der Geschäftstätigkeit um zusätzliche Versicherungszwei-

ge: 5 000 Franken pro Versicherungszweig; 

b) freiwillige Übertragung von Versicherungsbeständen nach Art. 52 Ver-

sAG: 15 000 Franken; 

c) Zusammenlegung oder Sitzverlegung von Versicherungsunternehmen: 

40 000 Franken; 
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d) Anordnung zur Vorlage eines Plans zur Verbesserung der finanziellen 

Verhältnisse (finanzieller Sanierungsplan) nach Art. 37 Abs. 1 bezie-

hungsweise Art. 37a Abs. 1 VersAG: 30 000 Franken;  

e) Anordnung zur Vorlage eines Plans über die kurzfristige Beschaffung 

der erforderlichen Eigenmittel (kurzfristiger Sanierungsplan) nach Art. 

37a Abs. 2 VersAG: 40 000 Franken;  

f) Anordnung einer höheren als die reguläre Solvabilitätsspanne nach 

Art. 37b Abs. 2 VersAG: 30 000 Franken; 

g) Anordnung von Massnahmen im Sinne des Art. 47 VersAG: 30 000 

Franken; 

h) Anordnung der Wiederherstellung des gesetzmässigen Zustandes bei 

Verzicht auf die Bewilligung nach Art. 57 Abs. 2 VersAG: 30 000 Fran-

ken;  

i) Genehmigung eines Abwicklungsplans bei Verzicht auf die Bewilligung 

nach Art. 57a Abs. 1 VersAG: 20 000 Franken;  

k) die Veröffentlichung des Bewilligungsentzuges, des Bewilligungsver-

zichts und der Nichtwiederherstellung des gesetzmässigen Zustandes 

aufgrund eines Verzichts der Bewilligung nach Art. 58 VersAG: die tat-

sächlich angefallenen Kosten.  

4.  Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem 

Gebäudeversicherungsgesetz beträgt für die: 

a) Anordnung von Massnahmen im Sinne von Art. 11 Abs. 1 GVersG: 1 

000 Franken.  

5. Die Gebühr für den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung, sofern die 

Gebühr nicht bereits unter Ziffer 1 bis 4 fällt, beträgt 5 000 Franken. 
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E. Betriebliche Personalvorsorge 

 Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem Ge-

setz über die betriebliche Personalvorsorge beziehungsweise dem Pensions-

versicherungsgesetz beträgt für die: 

c) Anerkennung beziehungsweise Ablehnung von: 

aa) Revisionsstellen, die nicht bereits über eine Bewilligung nach dem 

VersAG verfügen: 5 000 Franken; 

bb) leitenden Revisoren bei Revisionsstellen nach BPVG: 1 000 Fran-

ken. 

cc) Aufgehoben 

d) Anerkennung beziehungsweise Ablehnung von Pensionsversicherungs-

experten:  

aa) bei juristischen Personen: 2 000 Franken, zuzüglich 500 Franken 

pro natürlicher Person, welche als anerkannter Pensionsversiche-

rungsexperte bei der juristischen Person tätig wird; 

bb) bei natürlichen Personen: 2 000 Franken; 

e) Zuweisung des säumigen Arbeitgebers an eine Vorsorgeeinrichtung 

nach Art. 4a Abs. 4 BPVG: 1 000 Franken;  

f) Überprüfung der Anschlusspflicht eines versicherungspflichtigen Ar-

beitgebers nach Art. 4a BPVG, welche nicht mit einer Verfügung endet: 

500 Franken;  

g) Bestätigung der selbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne von Art. 3 

Abs. 3 Bst. b und c BPVG: 100 Franken; 

h) Entscheid betreffend Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung: 

aa) nach Art. 12 Abs. 3 BPVG: 100 Franken;  

bb) nach Art. 12 Abs. 4 BPVG: 200 Franken;  

i) Herstellung des rechtmässigen Zustandes nach Art. 23 Abs. 4 BPVG be-

ziehungsweise Art. 14f Abs. 4 PVG: 10 000 Franken;  
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k) Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung, sofern die Gebühr nicht 

bereits unter Bst. a bis i fällt: 2 500 Franken.   

F. Versicherungsvermittler 

Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem Versi-

cherungsvermittlungsgesetz beträgt für: 

b) die Verweigerung der Bewilligung als Versicherungsvermittler:  

aa) bei juristischen Personen: 4 000 Franken; 

bb) bei natürlichen Personen: 2 000 Franken;  

c) die Erweiterung der Versicherungsvermittlertätigkeit um zusätzliche 

Versicherungszweige: 200 Franken pro Versicherungszweig; 

d) die Eintragung zusätzlicher natürlicher Personen in das Register: 200 

Franken pro Person; 

e) den Entzug einer Bewilligung:  

aa)  bei juristischen Personen: 4 000 Franken;  

bb)  bei natürlichen Personen: 2 000 Franken;  

f) die Löschung einer Bewilligung: 500 Franken;  

g) die rechtsmittelfähige Verfügung betreffend Aufforderung zur Herstel-

lung des rechtmässigen Zustandes nach Art. 11 Abs. 2 VersVermG: 1 

000 Franken; 

h) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung, sofern die Gebühr 

nicht bereits unter Bst. a bis g fällt: 1 000 Franken. 

G. Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (Pensionsfonds) 

Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem Pen-

sionsfondsgesetz und der Pensionsfondsverordnung beträgt für: 

b) die Verweigerung der Bewilligung nach Art. 16 PFG: 30 000 Franken;  

c) den Entzug der Bewilligung:  
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aa) nach Art. 40 Abs. 1 Bst. a bis c und e PFG: 30 000 Franken;  

bb) nach Art. 40 Abs. 1 Bst. d PFG: 15 000 Franken; 

d) die Zusammenlegung und Sitzverlegung von Pensionsfonds: 20 000 

Franken; 

e) die Anordnung zur gesonderten Verwahrung der Vermögenswerte 

nach Art.12 Abs. 4 PFG: 15 000 Franken; 

f) die Anordnung zur Erstellung eines Sanierungsplanes nach Art. 16 PFV: 

15 000 Franken;  

g) die Untersagung der Geschäftstätigkeit in Drittstaaten nach Art. 23 

Abs. 2 PFG: 10 000 Franken;  

h) die Einschränkung oder Untersagung der freien Verfügung über Ver-

mögenswerte der Einrichtung nach Art. 25 Abs. 2 und Art. 47 Abs. 5 

PFG: 15 000 Franken; 

i) die Anordnung zur gesonderten Verwaltung der Vermögenswerte nach 

Art. 28 Abs. 2 PFG: 15 000 Franken; 

k) die ganze oder teilweise Übertragung von Befugnissen, die Organen 

der Einrichtung zustehen, auf einen Sonderbeauftragten nach Art. 36 

Abs. 3 PFG: 15 000 Franken; 

l) die Herstellung des rechtmässigen Zustandes nach Art. 36 Abs. 1, 2 

und 4 PFG: 15 000 Franken; 

m) Anordnungen nach Art. 40 Abs. 3 PFG: 15 000 Franken; 

n) die Veröffentlichung des Bewilligungsentzuges und des Bewilligungs-

verzichtes nach Art. 43 PFG: effektive Kosten; 

o) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung, sofern die Gebühr 

nicht bereits unter Bst. a bis n fällt: 2 500 Franken.  
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I.  Andere Finanzintermediäre 

1. Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem 

Rechtsanwaltsgesetz beträgt für: 

a) die Rechtsanwaltsprüfung: 2 000 Franken; 

b) die Eignungsprüfung: 1 000 Franken; 

c) die Eintragung in die Rechtsanwaltsliste: 2 000 Franken; 

d) die Eintragung in die Liste der niedergelassenen europäischen Rechts-

anwälte: 2 000 Franken; 

e) die Eintragung in die Konzipientenliste: 500 Franken; 

f) die Eintragung in die Liste der Rechtsanwaltsgesellschaften: 3 500 

Franken; 

g) die Bewilligung einer Änderung der Firma einer Rechtsanwaltsgesell-

schaft: 500 Franken; 

h) die Eintragung eines zusätzlichen Gesellschafters einer Rechtsanwalts-

gesellschaft: 500 Franken; 

i) die Eintragung als Zweigniederlassung einer Rechtsanwaltsgesellschaft: 

3 500 Franken; 

k) die Zulassung eines Einzelfallvertreters: 1 000 Franken; 

l) die Einstellung der Ausübung der Tätigkeit nach Art. 25 Rechtsanwalts-

gesetz: 1 000 Franken; 

m) die Aufhebung der Einstellung der Tätigkeit nach Art. 25 Rechtsan-

waltsgesetz: 500 Franken; 

n) den Widerruf oder den Entzug einer Bewilligung:  

aa) einer natürlichen Person: 2 000 Franken; 

bb) einer Rechtsanwaltsgesellschaft: 3 500 Franken; 

o) das Erlöschen einer Bewilligung: 500 Franken; 

p) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung zur Herstellung des 

rechtmässigen Zustandes: 1 500 Franken; 
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q) die Ablehnung eines Antrages nach den Bst. a bis k: die Gebühr ent-

spricht jener nach Bst. a bis k; 

r) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung oder eines Verwal-

tungsbots, sofern die Gebühr nicht bereits unter Bst. a bis q fällt: 1 000 

Franken. 

2. Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem 

Treuhändergesetz beträgt für: 

a) die Treuhänderprüfung: 1 000 Franken; 

b) die Zusatzprüfung: 1 000 Franken; 

c) die Eignungsprüfung: 1 000 Franken; 

d) die Erteilung einer Bewilligung zur umfassenden Tätigkeit eines Treu-

händers: 2 000 Franken; 

e) die Erteilung einer Bewilligung zur eingeschränkten Tätigkeit eines 

Treuhänders: 2 000 Franken; 

f) die Erteilung einer Bewilligung zur umfassenden Tätigkeit einer Treu-

handgesellschaft: 2 500 Franken; 

g) die Erteilung einer Bewilligung zur eingeschränkten Tätigkeit einer 

Treuhandgesellschaft: 2 500 Franken; 

h) die Bewilligung einer Änderung der Firma einer Treuhandgesellschaft: 

500 Franken; 

i) die Bewilligung eines Geschäftsführerwechsel einer Treuhandgesell-

schaft: 500 Franken; 

k) die Erteilung einer Bewilligung einer Niederlassung: 2 000 Franken; 

l) die Einstellung der Ausübung der Tätigkeit nach Art. 12 Treuhänderge-

setz: 1 000 Franken; 

m) die Aufhebung der Einstellung der Tätigkeit nach Art. 12 Treuhänder-

gesetz: 500 Franken; 
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n) die Prüfung einer Meldung zur Aufnahme einer vorübergehenden Tä-

tigkeit eines Treuhänders im freien Dienstleistungsverkehr: 1 000 

Franken; 

o) die Prüfung der jährlichen Erneuerung einer Meldung eines Treuhän-

ders zur Erbringung einer vorübergehenden Tätigkeit im freien Dienst-

leistungsverkehr: 500 Franken; 

p) die Untersagung der Ausübung der Erbringung einer vorübergehenden 

Tätigkeit im freien Dienstleistungsverkehr: 2 000 Franken; 

q) die Entgegennahme einer Verzichtsleistung betreffend die Ausübung 

der Erbringung einer vorübergehenden Tätigkeit im freien Dienstleis-

tungsverkehr: 250 Franken; 

r) den Widerruf oder den Entzug einer Bewilligung:  

aa) eines Treuhänders: 2 000 Franken; 

bb) einer Treuhandgesellschaft: 2 500 Franken; 

s) das Erlöschen einer Bewilligung: 500 Franken; 

t) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung zur Herstellung des 

rechtmässigen Zustandes: 1 500 Franken; 

u) die Ablehnung eines Antrages nach den Bst. a bis k: die Gebühr ent-

spricht jener nach Bst. a bis k; 

v) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung oder eines Verwal-

tungsbots, sofern die Gebühr nicht bereits unter Bst. a bis u fällt: 1 000 

Franken. 

3. Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem Pa-

tentanwaltsgesetz beträgt für: 

a) die Patentanwaltsprüfung: 1 000 Franken; 

b) die Eignungsprüfung: 1 000 Franken; 

c) die Erteilung einer Patentanwaltsbewilligung: 2 000 Franken; 
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d) die Erteilung einer Bewilligung an eine Patentanwaltsgesellschaft: 2 

500 Franken; 

e) die Bewilligung einer Änderung der Firma einer Patentanwaltsgesell-

schaft: 500 Franken; 

f) die Bewilligung eines Geschäftsführerwechsels einer Patentanwaltsge-

sellschaft: 500 Franken; 

g) die Erteilung einer Bewilligung einer Niederlassung: 2 000 Franken; 

h) die Einstellung der Ausübung der Tätigkeit nach Art. 17 Patentanwalts-

gesetz: 1 000 Franken; 

i) die Aufhebung der Einstellung der Tätigkeit nach Art. 17 Patentan-

waltsgesetz: 500 Franken; 

k) die Prüfung einer Meldung zur Aufnahme einer vorübergehenden Tä-

tigkeit eines Patentanwaltes im freien Dienstleistungsverkehr: 1 000 

Franken; 

l) die Prüfung der jährlichen Erneuerung einer Meldung eines Patentan-

waltes zur Erbringung einer vorübergehenden Tätigkeit im freien 

Dienstleistungsverkehr: 500 Franken; 

m) die Untersagung der Ausübung der Erbringung einer vorübergehenden 

Tätigkeit im freien Dienstleistungsverkehr: 2 000 Franken; 

n) die Entgegennahme einer Verzichtsleistung betreffend die Ausübung 

einer vorübergehenden Tätigkeit im freien Dienstleistungsverkehr: 250 

Franken; 

o) den Widerruf oder den Entzug einer Bewilligung:  

aa) eines Patentanwaltes: 2 000 Franken; 

bb) einer Patentanwaltsgesellschaft: 2 500 Franken; 

p) das Erlöschen einer Bewilligung: 500 Franken; 

q) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung zur Herstellung des 

rechtmässigen Zustandes: 1 500 Franken; 



41 

r) die Ablehnung eines Antrages nach den Bst. a bis g: die Gebühr ent-

spricht jener nach Bst. a bis g; 

s) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung oder Verwaltungsbots, 

sofern die Gebühr nicht bereits unter Bst. a bis r fällt: 1 000 Franken. 

4. Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten nach dem 

Gesetz über die Wirtschaftsprüfer und Revisionsgesellschaften beträgt 

für: 

a) die Zulassungsprüfung für Wirtschaftsprüfer: 1 000 Franken; 

b) die Eignungsprüfung für Wirtschaftsprüfer: 1 000 Franken; 

c) die Erteilung einer Wirtschaftsprüferbewilligung: 2 000 Franken; 

d) die Erteilung einer Bewilligung eines Wirtschaftsprüfers im freien 

Dienstleistungsverkehr: 2 000 Franken; 

e) die Erteilung einer Bewilligung an eine Revisionsgesellschaft: 2 500 

Franken; 

f) die Erteilung einer Bewilligung an eine Revisionsgesellschaft im freien 

Dienstleistungsverkehr: 2 500 Franken; 

g) die Bewilligung einer Änderung der Firma einer Revisionsgesellschaft: 

500 Franken; 

h) die Bewilligung eines Geschäftsführerwechsel einer Revisionsgesell-

schaft: 500 Franken; 

i) die Erteilung einer Bewilligung einer Niederlassung: 2 500 Franken; 

k) die Einstellung der Ausübung der Tätigkeit nach Art. 11 WPRG: 1 000 

Franken; 

l) die Aufhebung der Einstellung der Tätigkeit nach Art. 11 WPRG: 500 

Franken; 

m) die Entscheidung über einstweilige Massnahmen im Disziplinarverfah-

ren: 1 000 Franken; 
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n) die Durchführung und Entscheidung in Disziplinarverfahren im Falle ei-

nes Schuldspruchs: 2 000 Franken; 

o) den Widerruf oder den Entzug einer Bewilligung:  

aa) eines Wirtschaftsprüfers: 2 000 Franken; 

bb) einer Revisionsgesellschaft: 2 500 Franken; 

p) das Erlöschen einer Bewilligung: 500 Franken; 

q) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung zur Herstellung des 

rechtmässigen Zustandes: 1 500 Franken; 

r) die Ablehnung eines Antrages nach den Bst. a bis i: die Gebühr ent-

spricht jener nach Bst. a bis i; 

s) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung oder eines Verwal-

tungsbots, sofern die Gebühr nicht bereits unter Bst. a bis r fällt: 1 000 

Franken. 

L. Gebühren für weitere Tätigkeiten  

 
1. Die Gebühr für die Erledigung der nachstehenden Tätigkeiten beträgt für: 

a) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung betreffend Aufsichts-

abgaben nach dem FMAG: 500 Franken; 

b) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung in einem Verfahren 

nach Art. 28 Abs. 1 Bst. b i.V.m. Art. 24 SPG: 1 000 Franken; 

c) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung in einem Verfahren 

nach Art. 28 Abs. 1 Bst. c i.V.m. Art. 25 SPG: 1 000 Franken; 

d) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung in einem Verfahren 

nach Art. 28 Abs. 1 Bst. d SPG: 1 000 Franken; 

e) andere Massnahmen nach Art. 28 Abs. 1 SPG: 1 000 Franken; 

f) den Erlass einer rechtsmittelfähigen Verfügung nach Art. 31 SPG: 1 000 

Franken. 
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2. Für die Erteilung einer verbindlichen Rechtsauskunft zu den Gesetzen und 

Durchführungsverordnungen, für welche der FMA nach Art. 5 Abs. 1 die 

Aufsicht und der Vollzug obliegen, kann eine Gebühr nach Zeitaufwand 

abgerechnet werden. Der Stundensatz bestimmt sich nach Art. 30 Abs. 4. 
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Anhang II 

Aufsichtsabgaben 

A. Verteilung der ungedeckten Kosten innerhalb der Aufsichtsbereiche 

Die ungedeckten Kosten werden innerhalb der Aufsichtsbereiche auf die 

einzelnen Finanzintermediärskategorien im Verhältnis der durch sie verursachten 

Aufwände verteilt. 

B. Aufsichtsbereich Banken 

B1. Banken, Wertpapierfirmen, E-Geld-Institute, Zahlungsinstitute und Revisions-

gesellschaften 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) Bankkonzerne, die der konsolidierten Überwachung durch die FMA un-

terliegen: 

1.  60 000 Franken für Bankkonzerne mit bis zu fünf Konzerngesell-

schaften; 

2.  100 000 Franken für Bankkonzerne mit mehr als fünf Konzernge-

sellschaften; 

b) übrige Banken: 50 000 Franken; 

c) Wertpapierfirmen: 15 000 Franken; 

d) E-Geld-Institute: 15 000 Franken; 

e) Zahlungsinstitute: 15 000 Franken; 

f) nach dem Bankengesetz (BankG) oder Zahlungsdienstegesetz (ZDG) 

bewilligte Revisionsgesellschaften: 5 000 Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 
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a) Banken nach der Bilanzsumme; 

b) Wertpapierfirmen nach dem Effektenumsatz; 

c) -Geld-Instituten nach der Bilanzsumme; 

d) Zahlungsinstituten nach dem Zahlungsvolumen; 

e) nach dem BankG oder ZDG bewilligten Revisions-gesellschaften nach 

den Honoraren, die sie bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne des 

BankG oder ZDG erzielt haben. 

C. Aufsichtsbereich Wertpapiere 

C1. Vermögensverwaltungsgesellschaften und Revisionsstellen 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) Vermögensverwaltungsgesellschaften: 5 000 Franken; 

b) Revisionsstellen, die Prüfungen oder Revisionen nach dem Vermö-

gensverwaltungsgesetz (VVG) durchführen: 500 Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 

a) Vermögensverwaltungsgesellschaften: 

1.  zu 40 % nach der Höhe des verwalteten Vermögens; 

2.  zu 30 % nach dem Bruttoertrag der letzten von der Revisionsstelle 

geprüften Bilanz und Erfolgsrechnung; und 

3.  zu 30 % nach der Betriebsgrösse; für die Betriebsgrösse ist zu zwei 

Dritteln die Anzahl der Kundenbeziehungen und zu einem Drittel 

die Anzahl der mitwirkenden Mitarbeiter per 31. Dezember des 

Abgabenjahres massgebend; 
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b) Revisionsstellen, die Prüfungen nach dem VVG durchführen, nach den 

Honoraren, die sie bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne des VVG 

erzielt haben. 

C2.1 Alternative Investmentfonds  

1. Die Grundabgabe beträgt pro Geschäftsjahr für: 

a) inländische Alternative Investmentfonds: 2 000 Franken; 

b) Wirtschaftsprüfer nach dem Gesetz über die Verwalter alternativer In-

vestmentfonds (AIFMG): 2 000 Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 

a) Alternativen Investmentfonds nach Massgabe des verwalteten Vermö-

gens. Bei segmentierten Alternativen Investmentfonds mit Teilfonds 

wird die Zusatzabgabe auf der Basis der Summe des verwalteten Ver-

mögens aller Segmente bzw. Teilfonds berechnet; 

b) bei Wirtschaftsprüfern nach dem AIFMG nach den Honoraren, die sie 

bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne des AIFMG erzielt haben. 

C 2.2 Inländische Investmentunternehmen für andere Werte oder Immobilien, 

und Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Geschäftsjahr für: 

a) Inländische Investmentunternehmen oder OGAW: 2 000 Franken; 

b) Wirtschaftsprüfer nach dem Gesetz über Investmentunternehmen für 

andere Werte und Immobilien (IUG) oder nach dem Gesetz über Orga-

nismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG): 2 000 

Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 
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a) Investmentunternehmen und OGAW nach Massgabe des verwalteten 

Vermögens. Bei segmentierten Investmentunternehmen oder OGAW 

mit Teilfonds wird die Zusatzabgabe auf der Basis der Summe des ver-

walteten Vermögens aller Segmente bzw. Teilfonds berechnet; 

b) bei Wirtschaftsprüfern nach dem IUG oder dem UCITSG nach den Ho-

noraren, die sie bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne des IUG be-

ziehungsweise des UCITSG erzielt haben. 

C3.1 Ausländische Investmentunternehmen für andere Werte oder Immobilien, 

und OGAW 

Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) nicht segmentierte ausländische Investmentunternehmen für andere 

Werte oder Immobilien, oder OGAW ohne Teilfonds: 500 Franken; 

b) segmentierte ausländische Investmentunternehmen für andere Werte 

oder Immobilien, oder OGAW mit Teilfonds nach Massgabe der in 

Liechtenstein zum Vertrieb zugelassenen Segmente bzw. Teilfonds: 

500 Franken für das erste Segment bzw. den ersten Teilfonds und 200 

Franken für jedes weitere Segment bzw. jeden weiteren Teilfonds. 

C3.2 Alternative Investmentfonds  

Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) nicht segmentierte Alternative Investmentfonds ohne Teilfonds: 500 

Franken; 

b) segmentierte ausländische Alternative Investmentfonds mit Teilfonds 

nach Massgabe der in Liechtenstein zum Vertrieb zugelassenen Seg-

mente bzw. Teilfonds: 500 Franken für das erste Segment bzw. den 
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ersten Teilfonds und 200 Franken für jedes weitere Segment bzw. je-

den weiteren Teilfonds. 

D. Aufsichtsbereich Versicherungen und Vorsorgeeinrichtungen 

D1. Versicherungsunternehmen und Revisionsgesellschaften 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) Eigenversicherungen (Captives): 20 000 Franken; 

b) Zweckgesellschaften: 20 000 Franken; 

c) Versicherungsunternehmen: 40 000 Franken; 

d) nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz (VersAG) bewilligte Revisions-

gesellschaften: 2 000 Franken. 

2. In Fällen, in denen die FMA in leitender Funktion die Gruppenaufsicht 

wahrnimmt, wird ein jährlicher Zuschlag von 40 000 Franken erhoben. 

3. Versicherungsunternehmen, die von der Aufsicht freigestellt werden (Art. 

2 Abs. 2 VersAG), haben nur eine ermässigte Grundabgabe zu entrichten. 

Diese beträgt bei: 

a) gänzlicher Freistellung: 5 000 Franken; 

b) teilweiser Freistellung: 15 000 Franken. 

4. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 

a) Versicherungsunternehmen: 

1.  zu 10 % nach der Mitarbeiteranzahl; 

2.  zu 30 % nach den gebuchten Bruttoprämien; 

3.  zu 30 % nach den Kapitalanlagen; 

4.  zu 30 % nach der Bilanzsumme; 
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b) nach dem VersAG bewilligten Revisionsgesellschaften nach den Hono-

raren, die sie bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne des VersAG er-

zielt haben. 

5. Im Sinne von Abs. 4 gelten als: 

a) "Mitarbeiter": alle Personen, die in einem arbeitsvertraglichen Ver-

hältnis zum Versicherungsunternehmen stehen. Diesen gleichgestellt 

sind Mitarbeiter einer anderen Gruppengesellschaft, soweit diese 

Dienstleistungen für das Versicherungsunternehmen erbringen. Mass-

gebend ist dabei das Vollzeitäquivalent; 

b) "Kapitalanlagen": Kapitalanlagen, die unter den Aktiven nach Anhang 4 

Bst. B (Kapitalanlagen) und C (Kapitalanlagen für Rechnung und Risiko 

von Inhabern von Lebensversicherungspolicen) der Versicherungsauf-

sichtsverordnung aufgeführt sind. 

D2. Vorsorgeeinrichtungen und Revisionsgesellschaften 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) Vorsorgeeinrichtungen und die Pensionsversicherung für das Staats-

personal: 3000 Franken; 

b) nach dem Gesetz über die betriebliche Personalvorsorge (BPVG) bewil-

ligte Revisionsgesellschaften sowie Revisionsstellen, die Prüfungen o-

der Revisionen nach dem Pensionsversicherungsgesetzdurchführen: 1 

000 Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 

a) Vorsorgeeinrichtungen und der Pensionsversicherung für das Staats-

personal nach der Bilanzsumme; diese umfasst auch die Aktiven aus 

Versicherungsverträgen; 
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b) nach dem BPVG bewilligten Revisionsgesellschaften sowie Revisions-

stellen, die Prüfungen oder Revisionen nach dem PVG durchführen, 

nach den Honoraren, die sie bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne 

des BPVG oder PVG erzielt haben. 

D3. Versicherungsvermittler 

1. Die Grundabgabe für Versicherungsvermittler beträgt pro Jahr für: 

a) juristische Personen: 2 000 Franken; 

b) natürliche Personen: 1 000 Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei Versicherungsvermittlern nach der Zahl 

der im Versicherungsvermittlerregister eingetragenen Personen. 

D4. Pensionsfonds und Revisionsstellen 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (Pensionsfonds): 15 

000 Franken; 

b) nach dem Pensionsfondsgesetz (PFG) anerkannte Revisionsstellen: 1 

000 Franken. 

2. Pensionsfonds, die von der Aufsicht freigestellt werden (Art. 2 Abs. 2 

PFG), haben eine ermässigte Aufsichtsabgabe zu entrichten. Diese beträgt 

pro Jahr bei: 

a) gänzlicher Freistellung: 5 000 Franken; 

b) teilweiser Freistellung: 10 000 Franken. 

3. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 

a) Pensionsfonds nach dem Bruttovermögen; dieses umfasst auch die Ak-

tiven aus Versicherungsverträgen; 
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b) nach dem PFG anerkannten Revisionsstellen nach den Honoraren, die 

sie bei Prüfungen oder Revisionen im Sinne des PFG erzielt haben. 

E. Aufsichtsbereich Andere Finanzintermediäre 

1. Die Grundabgabe beträgt pro Jahr für: 

a) Beaufsichtigte nach Art. 30a Abs. 2 Bst. q bis t und v: 500 Franken; 

b) Beaufsichtigte nach Art. 30a Abs. 2 Bst. u, welche im Abgabejahr sorg-

faltspflichtrelevante Tätigkeiten ausgeübt haben: 500 Franken. 

2. Die Zusatzabgabe bemisst sich bei: 

a) Beaufsichtigten nach Art. 30a Abs. 2 Bst. q bis v, welche im Abgabejahr 

sorgfaltspflichtrelevante Tätigkeiten ausgeübt haben, nach der Be-

triebsgrösse. Für die Berechnung der Betriebsgrösse ist zu zwei Drittel 

die Anzahl der sorgfaltspflichtrelevanten Geschäftsbeziehungen und zu 

einem Drittel die Anzahl der an sorgfaltspflichtrelevanten Geschäftsbe-

ziehungen mitwirkenden Mitarbeiter per 31. Dezember des Abgaben-

jahres massgebend. 

b) Beaufsichtigten nach dem Gesetz über die Wirtschaftsprüfer und Revi-

sionsgesellschaften nach den im Abgabejahr bei der Prüfung nach dem 

Sorgfaltspflichtgesetz und dem Gesetz über die Wirtschaftsprüfer und 

Revisionsgesellschaften für Revisionen und Abschlussprüfungen erziel-

ten Honorare. 

II. 

Inkrafttreten 

1. Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich Abs. 2 am 1. Juli 2013 in Kraft. 
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2. Art. 30a Abs. 2 Bst. h und der Titel C2.1 und C3.2 des Anhangs II treten 

gleichzeitig mit dem Gesetz über die Verwalter alternativer Investment-

fonds (AIFMG) in Kraft. 
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